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 Neuakzentuierung kommunaler Straßenerhaltungsstrategien
Thesen des Ausschusses für Verkehr und Strukturpolitik vom 09.04.2008
1.
Angesichts des Alterungszustands vieler kommunaler Straßennetze verstärkt sich die Tendenz, mit Erneuerungsprogrammen über die Sanierung einzelner Straßen hinauszugehen. Entsprechend den Empfehlungen des Städte- und Gemeindebundes NRW für die Erhaltung des kommunalen Straßennetzes wird vielerorts dabei eine bescheidene Straßenausstattung mit Orientierung an der Verkehrssicherungspflicht verfolgt. Auch dem zweiten Grundsatz der StGB-Strategie der Erhaltung des kommunalen Straßennetzes, nämlich der konsequenten Finanzausstattung, wird durch weitgehende Ausschöpfung der Refinanzierugsmöglichkeiten auf der Grundlage der StGB-NRW-Mustersatzung Straßenbaubeiträge entsprochen.
2.
Bei der Umsetzung konkreter Straßenerneuerungsmaßnahmen sollten neben den straßen- und erhaltungstechnischen sowie den wirtschaftlichen Ansätzen dieser Erhaltungsstrategie auch Akzente bei der Straßen- und Verkehrsgestaltung gesetzt werden, die die straßenverkehrsrechtlichen Grundsätze der gegenseitigen Rücksicht, der ständigen Vorsicht, der Vorausschau und des Sichtbarkeitsprinzips sowie die Zielsetzungen der Barrierefreiheit und des Lebensraums Straße unterstützen. 

3.
Derzeit wird in der Verkehrswissenschaft auf Bundes- wie auch auf europäischer Ebene eine neue Planungs-, Entwurfs- und Entscheidungsphilosophie diskutiert, die unter dem Begriff „Shared Space“ einen Paradigmenwechsel in der verkehrlichen Praxis zum Inhalt hat. Diese Philosophie setzt konsequent auf Kommunikation und Interaktion der verschiedenen Verkehrsteilnehmer mit- und untereinander. Ebenso konsequent wird die rechtliche Ordnung des Straßenverkehrs durch Regulierung wo immer möglich zurückgefahren.

4.
Diese „Deregulierungs-Philosophie“ besagt: Abbau von Schildern, Niveaugleichheit der gesamten Verkehrsfläche, Verschmälerung der für Autos befahrbaren Straßenbereiche durch Baumbestände sowie ein insgesamt offener und übersichtlicher Straßenverlauf erhöhen die Aufmerksamkeit aller Verkehrsteilnehmer. Das gleichberechtigte Neben- und Miteinander Aller nimmt insbesondere den Autofahrern die vermeintliche Sicherheit, innerhalb des für sie reservierten Verkehrsraums nicht auf Andere achten zu müssen. Durch den Abbau verkehrsrechtlicher Regulierungen wird die Eigenverantwortung der einzelnen Verkehrsteilnehmer gestärkt. Menschliche Interaktion und Blickkontakte ersetzen Schilder und andere Zeichen. 

5.
Die Reduzierung von Regulierungen führt im Grundsatz zu einer Verringerung des Sicherheitsgefühls, die durch erhöhte Aufmerksamkeit ausgeglichen wird und zu deutlich geringeren Fahrgeschwindigkeiten führt. Auf die Durchschnittsgeschwindigkeit und die Zeit der Überbrückung von Fahrtstrecken wirkt sich dies nach Untersuchungsergebnissen nicht negativ, sondern in der Regel u. a. durch Entfall längerer Stehzeiten an Ampeln sogar positiv aus. Insbesondere aufgrund der ständigen Abstimmung und des erhöhten Achtgebens aufeinander ist ein nennenswerter Rückgang an Verkehrsunfällen erreichbar und in Studien bereits nachgewiesen. 

6.
Ziel ist letztlich, dass durch bauliche Maßnahmen der Verkehrsraum selbsterklärend gestaltet wird: Nicht mehr Schilder weisen den Verkehrsteilnehmer an, vielmehr wird der Raum selbst mit allen, die sich darin bewegen, wieder zur ersten Instanz der Verkehrsregulierung. Die Umgestaltung des Verkehrsraums kann dabei vom kompletten Neubau im Zuge einer sowieso anstehenden Straßenerneuerung bis zu Einzelmaßnahmen gehen. Bereits die Verschmälerung einer Straße durch Bäume oder Poller im Zuge des Abbaus von Verkehrsregulierungen ist ein wesentlicher Schritt.

7.
Diese „Deregulierungs-Philosophie“ kann in Deutschland nicht als wortgetreu umzusetzende Handlungsanweisung verstanden werden. Dies lassen die Straßennetze, die Straßenverkehrsverhältnisse sowie - bislang jedenfalls - die Mentalität der deutschen Verkehrsteilnehmer nicht zu. Kontraproduktiv wirken sich auch (noch) einzelne konkrete Vorschriften der StVO und insbesondere der Verwaltungsvorschriften aus. Dennoch sollte sie Zielrichtung für kommunale Maßnahmen sein. 
8.
Der Paradigmenwechsel ist als eine Rückbesinnung von der verkehrlichen und straßenbaulichen Praxis auf die von der StVO und der städtebaulichen Planung intendierten Zielsetzungen zu bewerten, wonach die Teilnahme am Straßenverkehr ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksicht erfordert. Das Gesetz verlangt in § 39 Abs. 1 StVO, Schilder nur dort aufzustellen, wo es zwingend erforderlich ist. Nach den Verwaltungsvorschriften zu § 39-43 StVO sind so wenig Verkehrszeichen wie möglich anzuordnen. Der Verordnungsgeber wollte mit der StVO erreichen, dass Regelungen nur vorgenommen werden, soweit die Bürger einer Unterstützung unbedingt bedürfen. Die Bürger sind als Straßenverkehrsteilnehmer grundsätzlich in der Lage, sich aufeinander einzustellen, ohne dass jedes verkehrliche Verhalten obrigkeitlich geregelt sein muss. 
9.
Schilderabbau, Verständigung im Straßenverkehr und Selbsterklärung des Raumes können nicht überall funktionieren. Eine Annäherung an das Ziel des kommunikativen Miteinander im Straßenraum ist zunächst nur dort vorstellbar, wo viele unterschiedliche Anspruchsformen und Verkehrsarten nahezu gleichgewichtig nebeneinander auf den Straßenraum zugreifen, also motorisierter Individualverkehr, Radverkehr, (querender) Fußgängerverkehr sowie eingeschränkte Mobilitätsvorgänge und schließlich Aufenthalt. Dies können einerseits reine Wohnstraßen, andererseits aber auch Quartiersstraßen und innerörtliche Geschäftsstraßen bzw. Ortskerne sein. Wohngebiete, sowie die Ortskerne kleinerer und mittlerer Städte haben klassischerweise einen solchen Mischcharakter. 

10.
Eine Umsetzung der „Deregulierungs-Philosophie“ kann nicht um jeden Preis erfolgen. Jede kommunale Straßensanierungsmaßnahme steht unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit. Insbesondere sollten alle Möglichkeiten der Abrechnung nach dem kommunalen Abgabenrecht ausgechöpft werden. Bauliche Maßnahmen zur Unterstützung von Verkehrsberuhigung sind mittlerweile Stand der Technik. Im Rahmen beispielsweise von Erneuerungsmaßnahmen sind auch niveaugleiche technische Lösungen durch Pflasterung von Fahrbahnflächen beitragsfähig. Bei Erneuerungs- oder Verbesserungsmaßnahmen können auch Einbauten zur Verkehrsberuhigung abgerechnet werden. Sie bieten den Anliegern durch die erhöhte Verkehrssicherheit und Aufenthaltsqualität wirtschaftliche Vorteile.

11.
Es ist zu begrüßen, wenn das Land künftig die Förderung des kommunalen Straßenbaus verstärkt auch bei Sanierungsmaßnahmen, und nicht allein bei Neubaumaßnahmen zulassen will. Das Straßennetz in Nordrhein-Westfalen ist - jedenfalls auf die Verkehrsstraßen bezogen - bis auf wenige Arrondierungen als vollständig zu bezeichnen. Künftig wird es schwerpunktmäßig um die Erhaltung dieses bestehenden Netzes gehen. 

12.
Die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) enthalten (noch) keine strategischen Aussagen in Bezug auf die beschriebene „Deregulierungs-Philosophie“. Sie behindern sie aber auch nicht. Bei Planung und Entwurf von kommunalen Straßen sollten die in den RASt enthaltenen Lösungen für typische Entwurfssituationen situationsgerecht und konsequent umgesetzt werden. 
13.
Die Umsetzung dieser Neuakzentuierung sollte stufenweise erfolgen. Die in der Praxis bereits vielfach erfolgte Mischung von Verkehren auf niveaugleichen Flächen in reinen Wohnstraßen sollte unter den oben beschriebenen Aspekten und technischen Ansätzen bei der Erneuerung von Straßen in allen Wohngebieten und sonstigen Bereichen mit annähernd gleichen Geschwindigkeiten umgesetzt werden. Sollte daraufhin ein Umdenkprozess bei den Verkehrsteilnehmern erkennbar sein, kann diese Straßengestaltung auch für Sammelstraßen mit Bündelungscharakter und schließlich für geeignete innerörtliche Hauptverkehrsstraßen geprüft werden. 
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